
Hinweise zur Festsetzung der Grundbesitzabgaben für das Jahr 2026 
 
 
Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, 
 
Sie erhalten beiliegend Ihren Jahresbescheid über die Grundbesitzabgaben für das Jahr 
2026.  
 
Hierzu möchten wir über die aktuelle Rechtslage zur Grundsteuer informieren: 
 
Im Jahr 2025 wurde die Grundsteuer erstmals nach neuer Rechtslage, das heißt nach 
Umsetzung der Grundsteuerreform, festgesetzt. Die Stadt Lüdenscheid hatte sich für die 
gesetzlich erlaubte Möglichkeit entschieden, bei der Grundsteuer B unterschiedliche 
Hebesätze für Wohn- und Nichtwohngrundstücke (differenzierende Hebesätze) 
festzulegen. Zielsetzung dieser Festlegung war die Wohnkostenstabilisierung und die 
Förderung des Wohnens. Es wurde für Wohngrundstücke ein niedrigerer und für Nicht-
Wohngrundstücke ein höherer Hebesatz festgelegt. 
 
Mittlerweile liegen mehrere Urteile von unterschiedlichen Verwaltungsgerichten vor, die die 
Festlegung unterschiedlicher Hebesätze für Wohn- und Nichtwohngrundstücke für nicht 
zulässig erachten. Somit bestehen derzeit rechtliche Risiken bei einer weiteren Anwendung 
von differenzierenden Hebesätzen. Die kommunalen Fachverbände empfehlen, die 
Differenzierung bis zu einer endgültigen gerichtlichen Klärung durch höhere Instanzen 
auszusetzen. 
 
Daher hat der Rat der Stadt Lüdenscheid in seiner Sitzung am 20. April 2026 beschlossen, 
ab dem Jahr 2026 einen einheitlichen Hebesatz für die Grundsteuer B anzuwenden. Die 
vom Finanzamt vorgenommene Unterscheidung zwischen Wohn- und 
Nichtwohngrundstücken bleibt grundsätzlich für Ihr Grundstück bestehen und ist daher auch 
auf dem Bescheid mit aufgeführt.  
 
Bei der Berechnung des neuen einheitlichen Hebesatzes wurde eine aufkommensneutrale 
Erhebung der Grundsteuer berücksichtigt. Das heißt: Die Stadt erzielt hierdurch keine 
zusätzlichen Einnahmen. Die Veränderungen bei der Grundsteuer B sind Ergebnis einer 
Umverteilung zwischen den Grundstücksarten (Wohn- und Nichtwohngrundstücke). 
Eigentümer von Wohngrundstücken zahlen mehr Grundsteuer als im Jahr 2025 und 
Eigentümer von Nichtwohngrundstücken zahlen weniger Grundsteuer als im Jahr 2025. 
 
 
Was bedeutet das für Sie? 
 
1. Mit heutiger Post erhalten Sie den/die Grundbesitzabgabenbescheid/e für das Jahr 

2026. 
 

2. Der Hebesatz für die Grundsteuer B beträgt ab 2026 einheitlich 1.190 %. 
Für das Jahr 2025 galten differenzierende Hebesätze von 883 % für Wohngrundstücke 
und 1.766 % für Nichtwohngrundstücke. 
 

3. Die Zahlungsfälligkeiten für die Monate Februar und Mai 2026 werden mit beiliegendem 
Bescheid auf den 15.06.2026 festgelegt. Daher wird am 15.06.2026 die gesamte 



Summe der ersten beiden Jahresraten fällig. Sofern Sie ein SEPA-Lastschriftmandat 
erteilt haben, wird die Summe der ersten beiden Raten zum 15.06.2026 abgebucht. 

 
4. Die Grundsteuer A wurde bei der aufkommensneutralen Hebesatzfestlegung ebenfalls 

berücksichtigt und entsprechend angepasst: Der Hebesatz steigt daher von 185 % auf 
226 %. Auch hier gilt: Die Stadt erzielt durch die Neufestlegung des Hebesatzes keine 
zusätzlichen Einnahmen im Vergleich zu den Festlegungen vor der 
Grundsteuerreform. 

 

5. Bei der Erhebung der Abfallbeseitigungs- und Straßenreinigungsgebühren sind die im 
Dezember 2025 vom Rat beschlossenen neuen Gebührensätze berücksichtigt worden. 
Im Vergleich zum Vorjahr kommt es hierbei zu Steigerungen der Gebührensätze, da 
auch die Kosten für die Abfallbeseitigung und die Straßenreinigung gestiegen sind. Die 
Stadt Lüdenscheid erhebt für diese Bereiche kostendeckende Gebühren. Dies bedeutet: 
Die Gebühren werden in der Gesamtsumme so festgelegt, dass die gesamten Kosten 
der jeweiligen Leistungen gedeckt, aber keine Gewinne erzielt werden. Nach Abschluss 
des Jahres erfolgt eine Nachkalkulation. Sind Kostenüber- oder Kostenunterdeckungen 
entstanden, werden diese in Folgejahren wieder ausgeglichen. 

 
 
Erläuterungen und Hinweise zu den Fälligkeiten: 
 
Normalerweise werden die Grundbesitzabgabenbescheide zu den Terminen 15.02. und 
15.05. eines jeden Jahres fällig. Da die Grundbesitzabgabenbescheide in diesem Jahr 
aufgrund der rechtlichen Unsicherheit bedingt durch verwaltungsgerichtliche Urteile bisher 
noch nicht versandt wurden, wurden zum Termin 15.02. keine Abbuchungen vorgenommen. 
Auch zum normalen Fälligkeitstermin 15.05. erfolgen aufgrund des späteren Versands der 
Grundbesitzabgabenbescheide keine Abbuchungen von Ihrem Konto.  
 
Die Fälligkeiten vom 15.02. und 15.05. werden in diesem Jahr ausnahmsweise 
zusammengefasst und mit Zahlungstermin am 15.06.2026 nachgeholt. Die weiteren 
Fälligkeiten zum 15.08. und 15.11. bleiben unverändert bestehen. 
 
 
Wie geht es weiter? 
 
Sofern Urteile höherer Instanzen differenzierende Hebesätze für rechtmäßig befinden, ist 
eine Rückkehr zu differenzierenden Hebesätzen zur Entlastung der Wohnkosten möglich 
und wird bei Erlangung der rechtlichen Sicherheit auch angestrebt. 
 
Für viele Bürgerinnen und Bürger wird diese Änderung der Hebesätze mit Mehrbelastungen 
verbunden sein. Dies ist sehr bedauerlich, aber notwendig, um die rechtssichere Erhebung 
der Grundsteuer und die finanzielle Handlungsfähigkeit der Stadt Lüdenscheid zu 
gewährleisten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihr Fachdienst Finanzen, Steuern und Beteiligungen 


